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21. Der § 26 erhält folgende Fassung:
„Der Direktor übt die Dienstaufsicht über die Richter 
und über das nichtrichterliche Personal des Kreisgerichts 
aus.“

22. Im §28 ist im Abs. 1 das Wort „... sozialistische ..." 
durch „... geltende . . z u  ersetzen.

23. Der § 28 erhält zusätzlich einen Absatz 3 mit folgender 
Fassung:
„(3) Der Richter kann die Verhandlung und Entschei­
dung in einer Sache ablehnen, wenn er zuvor nach Ab­
satz 1 rechtsberatend tätig war.“

24. Der § 29 Abs. 2 wird aufgehoben.
25. Im § 30 Abs. 1 werden im 4. Stabsstrich die Worte „... oder 

vom Direktor des Bezirksgerichts vor Eröffnung des 
Hauptverfahrens durch das Kreisgericht an das Bezirks­
gericht herangezogen werden.“ ersatzlos gestrichen.

26. Der § 30 Abs. 2 und 5 werden aufgehoben.
27. Der § 32 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Das Präsidium berät den Direktor zu wichtigen Fra­
gen der Leitung des Bezirksgerichts. Es bestimmt die Ge­
schäftsverteilung und das Disziplinargericht des Bezirks­
gerichts. “
Der § 32 Abs. 2 wird aufgehoben.

28. Der § 33 Abs. 4 wird aufgehoben.
29. Der § 34 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„ (1) Der Direktor übt die Dienstaufsicht über die Richter 
und über das nichtrichterliche Personal des Bezirksge­
richts sowie gegenüber den Direktoren der Kreisgerichte 
aus.“

30. Der § 36 Abs. 2 wird aufgehoben.
31. Im §37 Abs. 1 werden im 2. Stabsstrich die Worte „... 

und Militärobergerichten ...“ ersatzlos gestrichen.
32. Im § 37 Abs. 1 wird als 3. Stabsstrich eingefügt:

„als Revisionsgericht
für die Verhandlung und Entscheidung über das Rechts­
mittel der Revision gegen die von den Bezirksgerichten 
erlassenen Entscheidungen auf dem Gebiet des Zivil-, 
Familien-, Arbeite- und Verwaltungsrechts entsprechend 
den dafür geltenden Rechtsvorschriften,“
Der bisherige 3. Stabsstrich wird der 4. Stabsstrich.

33. Im § 37 Abs. 1 werden im 4. Stabsstrich die Worte „... 
sowie der Militärober- und Militärgerichte...“ und die
Worte ............ des Präsidenten des Obersten Gerichts
oder..." ersatzlos gestrichen.

34. Im §38 Abs. 2 werden die Worte: „... das Plenum und 
..." sowie die Worte „... und das Militärkollegium ...“ 
ersatzlos gestrichen.

35. Der § 39 wird aufgehoben.
36. Im § 40 Abs. 1 werden die ersten drei Stabsstriche und 

der 5. Stabsstrich ersatzlos gestrichen. Der letzte Stabs­
strich erhält folgende Fassung:
„— die Bestimmung der Geschäftsverteilung und des 
Disziplinargerichts des Obersten Gerichts.“

37. Im §40 Abs. 2 werden die Worte „... sowie der Kassa­
tionsentscheidungen der Bezirksgerichte und der Militär­
obergerichte ...“ ersatzlos gestrichen.

38. Im § 40 Abs. 3 werden die Worte „... sowie über die Be­
schwerden gegen erstinstanzliche Beschlüsse des Diszipli­
narausschusses beim Obersten Gericht...“ ersatzlos ge­
strichen.

39. Im § 40 Abs. 4 wird der 2. Satz ersatzlos gestrichen.
40. Der § 40 Abs. 5 und 6 werden aufgehoben.
41. Der § 41 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„ (1) Die Kollegien entscheiden, wenn ein Senat des Kol­
legiums in einer grundsätzlichen Rechtsfrage von der 
Entscheidung eines anderen Senats desselben Kollegiums 
abweichen will.“

42. Im §41 Abs. 3 sind hinter den Worten „... entscheiden 
über ..." die Worte „... das Rechtsmittel der Revision 
sowie...“ einzufügen und die Worte „...sowie der Mi­
litärober- und Militärgerichte.“ zu streichen.

43. Der § 41 Abs. 5 wird aufgehoben.
44. Der § 42 erhält folgende Fassung:

„Der Präsident übt die Dienstaufsicht über die Richter 
und über das nichtrichterliche Personal des Obersten Ge­
richts aus.“

45. Das 3. Kapitel (§§ 44—55) wird aufgehoben.

§3
In den Bestimmungen des Gerichtsverfassungsgesetzes ist

„Direktor des Bezirksgerichts“ durch „Präsident des Bezirks­
gerichts“ und „Stellvertreter des Direktors des Bezirksge­
richts“ durch „Vizepräsident des Bezirksgerichts“ zu ersetzen.

§4
Dieses Gesetz tritt am 15. Juli 1990 in Kraft.

Das vorstehende, von der Volkskammer der Deiutschen Demokratischen Republik am fünften Juli neunzehnhundertneunzig 
beschlossene Gesetz wird hiermit verkündet.

Berlin, den fünften Juli neunzehnhundertneunzig

Die Präsidentin der Volkskammer
der Deutschen Demokratischen Republik 

B e r g m a n n  - P o h l

Verfassungsgesetz 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über 

die Staatsanwaltschaft 
der Deutschen Demokratischen Republik

vom 5. Juli 1990

§ 1
Die Artikel 97 und 98 der Verfassung der Deutschen Demo­

kratischen Republik werden aufgehoben.

§2
Das Gesetz vom 7. April 1977 über die Staatsanwaltschaft

der Deutschen Demokratischen Republik (GBl. I Nr. 10 S. 93) 
wird wie folgt geändert und ergänzt:

1. Die §§ 1 und 2 werden aufgehoben.
2. Der § 3 erhält folgende Fassung:

„§3
Der Staatsanwaltschaft obliegt es,
— das Ermittlungsverfahren zu leiten, die Gesetzlichkeit 

der Ermittlungen der Untersuchungsorgane sowie des 
Vollzuges der Untersuchungshaft zu gewährleisten;

— im Strafverfahren die staatliche Anklage zu erheben 
und sie vor Gericht zu vertreten;

— die Gesetzlichkeit der Verwirklichung der Maßnahmen 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit und des Straf­
vollzuges zu kontrollieren;


